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Vorbemerkung 

(über den Gegensatz von 
Parlamentarismus und Demokratie) 

D
ie zweite Auflage dieser Abhandlung über die geistesgeschicht­
liche Lage des heutigen Parlamentarismus ist im wesentlichen 

unverändert geblieben. Dadurch soll nicht zum Ausdruck gebracht 
werden, daß sie sich über jede Diskussion erheben wollte. Eher 
besteht Grund zu einer in etwa gegenteiligen Besorgnis. Eine 
unbeirrt wissenschaftliche Erörterung, die sich jeder partei­
politischen Ausnutzung entzieht und niemandem Propaganda­
dienste tut, dürfte heute den meisten unpraktisch, weltfremd und 
anachronistisch .vorkommen. Es ist also zu befürchten, daß eine 
sachliche Diskussion politischer Begriffe wenig Interesse und der 
Wunsch nach einer solchen Diskussion wenig Verständnis findet. 
Vielleicht geht die Epoche der Diskussion überhaupt zu Ende. 
Die im Sommer 1923 erschienene erste Auflage dieser Abhand­
lung ist im allgemeinen so aufgenommen worden, daß derartige 
pessimistische Vermutungen sich auch an diesem bescheidenen 
Fall zu bestätigen scheinen. Dennoch wäre es unrecht, die ver­
einzelten Beispiele sachlicher Kritik zu mißachten; insbesondere 
verlangt die eingehende und gedankenreiche Besprechung eines 
so hervorragenden Juristen wie Richard Th o m a  (Archiv für 
Sozialwissenschaften, 1925, Bd. 53, S. 212ff.) eine ausführliche 
Erwiderung. 

Die höchst phantastischen politischen Ziele allerdings, die 
Thoma am Schluß seiner Besprechung andeutungsweise bei mir 
vermutet, darf ich wohl mit Stillschweigen übergehen. Der sach­
liche, durch politische Kombinationen nicht beirrte Einwand geht 
dahin, daß ich die geistige Grundlage des Parlamentarismus in 
ganz veralteten Gedankengängen finde, weil ich Diskussion und 
Öffentlichkeit für die wesentlichen Prinzipien des Parlaments halte; 
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derartiges sei vielleicht vor einigen Generationen maßgebende 

Vorstellung gewesen, heute aber stände das Parlament längst auf 

einer ganz anderen Basis. Daß der Glaube an Öffentlichkeit und 

Diskussion heute als etwas Veraltetes erscheint, ist auch meine 

Befürchtung. Es fragt sich deshalb nur, welcher Art denn die 

neuen Argumentationen oder Überzeugungen sind, die dem Parla­

ment seine neue geistige Grundlage geben. Natürlich ändern sich 

im Laufe der Entwicklung sowohl die Institutionen wie die Ideen 

der Menschen. Ich sehe aber nicht, worin der heutige Parla­

mentarismus, wenn die Prinzipien der Diskussion und der Öffent­

lichkeit wirklich entfallen, eine neue Grundlage finden könnte 

und weshalb die Wahrheit und Richtigkeit des Parlaments dann 

noch einleuchtend wären. Wie jede große Institution, so hat auch 

das Parlament besondere, eigentümliche Ideen zur Voraussetzung. 

Wer sie kennen lernen will, wird sich gezwungen sehn, auf Burke, 

Bentham, Guizot und J. St. Mill zurückzugehen und wird dann 

feststellen müssen, daß nach ihnen, ungefähr seit 1848, wohl zahl­

reiche praktische Erwägungen, nicht aber neue prinzipielle Argu­

mente vorgebracht worden sind. Im letzten Jahrhundert hat man 

das freilich kaum bemerkt, weil der Parlamentarismus in engster 

Verbindung mit der vordringenden Demokratie gleichzeitig vor­

drang, ohne daß beides klar unterschieden wurde1• Heute aber, 

nach dem gemeinsamen Siege, tritt der Gegensatz zutage und kann 

der Unterschied von liberal-parlamentarischen und massendemo­

kratischen Ideen nicht länger unbeachtet bleiben. Man wird sich 

also mit jenen, wie Thoma sich ausdrückt, „verschimmelten" 

Größen beschäftigen müssen, weil nur aus ihren Gedankengängen 

heraus das Spezifische des Parlamentarismus zu erkennen ist und 

nur bei ihnen das Parlament den Charakter einer eigenartig fun­

dierten Institution erhält, die sowohl gegenüber den Konsequenzen 

1 Ein ganz typisches Beispiel ist die Definition des Parlamentarismus 
in dem Buch des Senators Prof. Gaetano M o s c a , Teorica dei Governi 
e Governo Parlamentare, 2. Aufl., Mailand 1925 (1. Aufl. 1883), S. 147; 

er versteht darunter eine Regierung, in welcher die politische Überlegenheit 
(la premineru;a politica) im Staate Elementen zusteht, welche direkt oder 
indirekt aus einer Volkswahl hervorgehen. Auch die beliebte Gleichstellung 
von Repräsentativverfassung und Parlamentarismus enthält dieselbe Ver­
wechslung. 
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der unmittelbaren Demokratie, als gegenüber Bolschewismus und 
Fascismus eine geistige Überlegenheit wahren kann. Daß der 
heutige parlamentarische Betrieb das kleinere Übel ist, daß er 
immer noch besser sein wird als Bolschewismus und Diktatur, daß 
es unabsehbare Folgen haben würde wenn man ihn beseitigte, 
daß er „sozial-technisch" eine ganz praktische Sache ist, alles 
das sind interessante und zum Teil auch richtige Erwägungen. 
Aber es ist nicht die geistige Grundlage einer besonders gearteten 
Institution. Der Parlamentarismus besteht heute als Regierungs­
methode und politisches System. Wie alles was besteht und er­
träglich funktioniert, ist er nützlich, nicht mehr und nicht weniger. 
Es läßt sich vieles dafür gelt�nd machen, daß es so wie heute 
immer noch besser geht als bei unerprobten andern Methoden 
und daß ein Minimum von Ordnung, wie es heute doch tatsächlich 
vorhanden ist, durch leichtsinnige Experimente gefährdet würde. 
Derartige Überlegungen wird jeder verständige Mensch durchaus 
gelten lassen. Aber sie bewegen sich nicht in der Sphäre eines 
prinzipiellen Interesses. So anspruchslos wird doch wohl niemand 
sein, daß er mit einem „Was sonst?" eine geistige Grundlage 
oder eine moralische Wahrheit für erwiesen hielte. 

Alle spezifisch parlamentarischen Einrichtungen und Normen 
erhalten erst durch Diskussion und Öffentlichkeit ihren Sinn. Das 
gilt insbesondere von dem verfassungsmäßig heute offiziell noch 
anerkannten, wenn auch praktisch kaum noch geglaubten Grund­
satz, daß der Abgeordnete von seinen Wählern und seiner Partei 
unabhängig ist; es gilt von den Vorschriften über Redefreiheit und 
Immunitäten der Abgeordneten, über die Öffentlichkeit der Parla­
mentsverhandlungen usw. Diese Einrichtungen werden unver­
ständlich, wenn das Prinzip der öffentlichen Diskussion keinen 
Glauben mehr findet. Es ist nicht so, als könnte man einer In­
stitution nachträglich beliebige andere Prinzipien unterschieben 
und wenn ihre bisherige Grundlage entfällt, irgendwelche Ersatz­
argumente einfügen. Wohl kann dieselbe Institution verschi1denen 
praktischen Zwecken dienen und deshalb verschiedene praktische 
Rechtfertigungen erfahren. Es gibt eine „Heterogonie der Zwecke", 
einen Bedeutungswandel der praktischen Gesichtspunkte und einen 
Funktionswandel der praktischen Mittel, aber es gibt keine Hetero-



8 Vorbemerkung 

gonie der Prinzipien. Wenn wir z. B. mit Montesquieu annehmen, 

daß das ·Prinzip der Monarchie die „Ehre" ist, so läßt sich dieses 

Prinzip nicht einer demokratischen Republik unterschieben, eben­

sowenig wie sich auf dem Prinzip der öffentlichen Diskussion eine 

Monarchie fundieren läßt. Zwar scheint das Gefühl für die Be­

sonderheit der Prinzipien zu schwinden und eine grenzenlose 

Unterschiebbarkeit für möglich gehalten zu werden. In der ein­

gangs erwähnten Besprechung von Thoma ist das eigentlich der 

Grundgedanke aller Einwände, die er gegen meine Abhandlung er­

hebt. Aber leider verrät er keineswegs, welches denn die angeb­

lich so zahlreichen, neuen Prinzipien des Parlamentarismus eigent­

lich sind. Er begnügt sich damit, in einem kurzen Hinweis von 

wenigen Worten „nur die Schriften und Reden von Max Weber, 

Hugo Preuß und Friedrich Naumann aus den Jahren 1917ff." zu 

erwähnen. Was bedeutete der Parlamentarismus für diese gegen das 

kaiserliche Regierungssystem ankämpfenden deutschen Liberalen 

und Demokraten '? Im wesentlichen und höchsten ein Mittel der 

politischen Führerauslese, einen sicheren Weg, politischen Dilettan­

tismus zu beseitigen und die Besten und Tüchtigsten zur poli­

tischen Führerschaft gelangen zu lassen. Ob das Parlament tat­

sächlich die Fähigkeit besitzt, eine politische Elite zu bilden, ist 

sehr zweifelhaft geworden. Heute wird man wohl nicht mehr so 

hoffnungsvoll über dieses Auslese-Instrument denken; viele werden 

derartige Hoffnungen schon als veraltet ansehn, und das Wort 

„Illusionen", das Thoma gegen Guizot braucht, könnte leicht 
auch jene deutschen Demokraten treffen. Was die zahlreichen 

Parlamente der verschiedenen europäischen und außereuropäischen 
Staaten an politischer Elite in hunderten von Ministern ununter­

brochen hervorbringen, rechtfertigt keinen großen Optimismus. 

Aber noch schlimmer und für jene Hoffnungen fast vernichtend: 

in manchen Staaten hat es der Parlamentarismus schon dahin 

gebracht, daß sich alle öffentlichen Angelegenheiten in Beute­

und Kompromißobjekte von Parteien und Gefolgschaften ver­

wandeln und die Politik, weit davon entfernt, die Angelegenheit 

einer Elite zu sein, zu dem ziemlich verachteten Geschäft einer 

ziemlich verachteten Klasse von Menschen geworden ist. 

Für eine prinzipielle Betrachtung ist das jedoch nicht ent-
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scheidend. Wer glaubt, der Parlamentarismus garantiere die beste 

politische Führerauslese, hat diese Überzeugung heute allerdings 

meistens nicht mehr als ideellen Glauben, sondern als eine nach 

englischen Vorbildern konstruierte, auf dem Kontinent zu er­

probende, praktisch-technische Hypothese, die man vernünftiger­

weise sofort aufgibt, wenn sie sich nicht bewährt. Doch kann sich 

seine Überzeugung auch mit dem Glauben an Diskussion und 
Öffentlichkeit verbinden und dann gehört sie zur prinzipiellen 

Argumentation des Parlamentarismus. Das Parlament ist jeden­

falls nur solange „wahr", als die öffentliche Diskussion ernst 

genommen und durchgeführt wird. „Diskussion" hat hier aber 

einen besonderen Sinn und bedeutet nicht einfach Verhandeln. 

Wer alle möglichen Arten von Verhandeln und Verständigung als 

Parlamentarismus und alles andere als Diktatur oder Gewalt­

herrschaft bezeichnet - wie M. J. B o n n  in seiner „Krisis der 

europäischen Demokratie" und auch R. T h o m a  in seiner oben 

genannten Besprechung - , umgeht die eigentliche Frage. Auf 

jedem Gesandtenkongreß, jedem Delegiertentag, in jeder Direktoren­

sitzung wird verhandelt; ebenso wie zwischen den Kabinetten 

der absoluten Monarchen, zwischen ständischen Organisationen, 

zwischen Christen und Türken verhandelt wurde. Daraus ergibt 

sich noch nicht die Institution des modernen Parlaments. Man 

darf die Begriffe nicht auflösen und das Spezifische der Diskussion 

nicht außer acht lassen. Diskussion bedeutet einen Meinungs­

austausch, der von dem Zweck beherrscht ist, den Gegner mit 
rationalen Argumenten von einer Wahrheit und Richtigkeit zu 

überzeugen oder sich von der Wahrheit und Richtigkeit über­

zeugen zu lassen. Gentz - hierin noch von dem Liberalen Burke 

belehrt - formuliert es treffend: das Charakteristische aller 

Repräsentativverfassungen (er meint das moderne Parlament zum 

Unterschied von ständischen Vertretungen) ist, daß die Gesetze 

aus einem K a m p f  d e r  M e i n u n g e n  (nicht aus einem Kampf 
der Interessen) hervorgehen. Zur Diskussion gehören gemeinsame 
Überzeugungen als Prämissen, Bereitwilligkeit, sich überzeugen 

zu lassen, Unabhängigkeit von parteimäßiger Bindung, Unbefangen­
heit von egoistischen Interessen. Heute werden die meisten eine 

solche U ninteressiertheit kaum für möglich halten. Aber auch 
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diese Skepsis gehört zur Krise des Parlamentarismus. Die eben 
erwähnten, offiziell noch geltenden Bestimmungen der parlamen­
tarischen Verfassungen lassen deutlich erkennen, daß alle eigen­
tümlich-parlamentarischen Einrichtungen diesen besonderen Be­
griff der Diskussion voraussetzen. Der überall wiederkehrende 
Satz zum Beispiel, daß jeder Abgeordnete Vertreter nicht einer 
Partei, sondern des ganzen Volkes und an keinerlei Anweisungen 
gebunden ist (auch die Weimarer Verfassung hat ihn in Artikel 2 r 

aufgenommen), die typisch wiederkehrenden Garantien der Rede­
freiheit und die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen 
sind nur bei richtig verstandener Diskussion sinnvoll. Verhand­
lungen dagegen, bei denen es nicht darauf ankommt, die rationale 
Richtigkeit zu finden, sondern Interessen und Gewinnchancen 
zu berechnen und durchzusetzen und das eigene Intere.�e nach 
Möglichkeit zur Geltung zu bringen, sind natürlich auch von 
mancherlei Reden und Erörterungen begleitet, aber nicht im 
prägnanten Sinne Diskussion. Zwei Kaufleute, die sich nach einem 
Konkurrenzkampf einigen, sprechen über die beiderseitigen wirt­
schaftlichen Möglichkeiten, jeder sucht selbstverständlich seinen 
Vorteil wahrzunehmen, und so kommen sie zu einem geschäft­
lichen Kompromiß. Die Öffentlichkeit ist bei dieser Art von Ver­
handlung ebenso unangebracht, wie sie bei einer wahren Diskussion 
vernünftig ist. Verhandlungen und Kompromisse hat es, wie gesagt, 
überall in der Weltgeschichte gegeben. Die Menschen wissen, daß 
es meistens vorteilhafter ist, sich zu vertragen als zu streiten und 
ein magerer Vergleich besser als ein fetter Prozeß. Das ist zweifel­
los richtig, aber nicht das Prinzip einer besonders gearteten Staats­
oder Regierungsform. 

Die Lage des Parlamentarismus ist heute so kritisch, weil die 
Entwicklung der modernen Massendemokratie die argumentierende 
öffentliche Diskussion zu einer leeren Formalität gemacht hat. 
Manche Normen des heutigen Parlamentsrechtes, vor allem die 
Vorschriften über die Unabhängigkeit der Abgeordneten und über 
die Öffentlichkeit der Sitzungen, wirken infolgedessen wie eine 
überflüssige Dekoration, unnütz und sogar peinlich, als hätte 
jemand die Heizkörper einer modernen Zentralheizung mit roten 
Flammen angemalt, um die Illusion eines lodernden Feuers hervor-
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zurufen. Die Parteien (die es nach dem Text der geschriebenen 

Verfassung offiziell gar nicht gibt) treter. heute nicht mehr als 

diskutierende Meinungen, sondern als soziale oder wirtschaftliche 

Machtgruppen einander gegenüber, berechnen die beiderseitigen 

Interessen und Machtmöglichkeiten und schließen auf dieser 

faktischen Grundlage Kompromisse und Koalitionen. Die Massen 

werden durch einen Propaganda-Apparat gewonnen, dessen größte 

Wirkungen auf einem Appell an nächstliegende Interessen und 

Leidenschaften beruhen. Das Argument im eigentlichen Sinne, das 

für die echte Diskussion charakteristisch ist, verschwindet. An seine 

Stelle tritt in den Verhandlungen der Parteien die zielbewußte 

Berechnung der Interessen und Machtchancen; in der Behandlung 

der Massen die plakatmäßig eindringliche Suggestion oder - wie 

Walter Lippmann in einem sehr klugen, aber zu sehr im Psycho­

logischen verhafteten amerikanischen Buche, Public Opinion, London 

1922, sagt - das „Symbol" 1. Die Literatur zur Psychologie, 

Technik und Kritik der öffentlichen Meinung ist heute sehr groß2• 

Man darf deshalb wohl als bekannt voraussetzen, daß es sich heute 

nicht mehr darum handelt, den Gegner von einer Richtigkeit oder 

Wahrheit zu überzeugen, sondern die Mehrheit zu gewinnen, um 

mit ihr zu herrschen. Was Cavour als den großen Unterschied 

zwischen Absolutismus und konstitutionellem Regime bezeichnete, 

daß der absolute Minister befiehlt, der konstitutionelle denjenigen, 

der gehorchen soll, überzeugt, muß heute seinen Sinn verlieren. 

1 Ein kürzlich erschienenes, interessantes und witiiges, trotz aller 
literarischen und gedanklichen Sprünge sehr beachtenswertes Buch, W y n d­
h a m  L e w i s ,  The art of being ruled, London (Chatto and Windus) 1926, 
erklärt diesen Übergang vom Intellektuellen zum Affektiven und Sensuellen 
dadurch, daß infolge der modernen Demokratie der männliche Typus 
zurückgedrängt wird und eine allgemeine Feminisierung eintritt. 

2 Doch trifft gerade hier eine Feststellung zu, die Robert Mi c h e l s  
im Vorwort zur 2. Auflage seiner „Soziologie des Parteiwesens" (S. XVIII) 
macht, „daß auf dem Gebiete sowohl der theoretischen, zumal aber dem 
der angewandten Massenpsychologie • • •  die deutsche Wissenschaft hinter 
der französischen, italienischen, amerikanischen und englischen um einige 
Dezennien an Arbeitsleistung, aber auch an Interesse zurücksteht." Dem 
wäre nur hinzuzufügen, daß ein Buch wie das von Robert Michels, mit 
seinem erstaunlichen Reichtum an Material und an Gedanken, doch wohl 
geeignet ist, ein Dezennium des Rückstandes zu kompensieren. 
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Cavour sagt ausdrücklich: ich (als konstitutioneller Minister) über­
zeuge davon, daß ich r e c h t  habe, und nur in diesem Zusammen­
hang tut er den berühmten Ausspruch: ,,La plus mauvaise des 
Chambres est encore prefärable a la meilleure des Antichambres." 
Heute erscheint das Parlament eher selbst als eine riesige Anti­
chambre vor den Bureaus oder Ausschüssen unsichtbarer Macht­
haber. Heute wirkt es wie eine Satire, wenn man den Satz von 
Bentham zitiert: „Im Parlament treffen sich die Ideen, die Be­
rührung der Ideen schlägt Funken und führt zur Evidenz." Wer 
erinnert sich noch der Zeit, da Prevost-Paradol gegenüber dem 
„persönlichen Regime" Napoleons III. den Wert des Parla­
mentarismus darin erblickte, daß dieser bei jeder Verschiebung der 
wirklichen Macht den wirklichen Inhaber der Macht zwinge, sofort 
offen hervorzutreten und die Regierung infolgedessen, in einer 
„wunderbaren" Übereinstimmung von Schein und Sein, immer 
die stärkste Macht bedeute? Wer glaubt noch an diese Art von 
Öffentlichkeit? Und an das Parlament als die große „Tribüne"? 

Die Beweisgründe von Burke, Bentham, Guizot und J. St. Mill 
sind also heute veraltet. Auch die zahlreichen Definitionen des 
Parlamentarismus, die man heute noch in angelsächsischen und 
französischen Schriften findet und die in Deutschland anscheinend 
wenig bekannt sind, Definitionen, in denen der Parlamentarismus 
wesentlich als government by discussion erscheint, müßten danach 
als „verschimmelt" gelten. Gut. Wenn man dann immer noch an 
den Parlamentarismus glaubt, wird man wenigstens neue Argu­
mente angeben müssen. Ein Hinweis auf Friedrich Naumann, 
Hugo Preuß und Max Weber genügt dann nicht mehr. Bei allem 
Respekt vor diesen Männern wird heute niemand ihre Hoffnung 
teilen, durch das Parlament sei die Bildung einer politischen 
Elite ohne weiteres garantiert. Solche Überzeugungen sind heute 
tatsächlich erschüttert und als ideeller Glaube können sie nur 
bestehen, solange sie sich mit dem Glauben an Diskussion und 
Öffentlichkeit verbinden. Was in den letzten Jahrzehnten an neuen 
Rechtfertigungen für den Parlamentarismus vorgebracht worden 
ist, besagt schließlich immer nur, daß heutzutage das Parlament 
als brauchbares, sogar unentbehrliches Instrument sozialer und 
politischer Technik gut oder wenigstens leidlich funktioniert. Das 
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ist, um es nochmals zu versichern, eine durchaus plausible Art 
der Betrachtung. Aber man wird sich doch auch für die tiefere 

Begründung interessieren müssen, für das, was Montesquieu das 

Prinzip einer Staats- oder Regierungsform nenTlt, für die spezifische 
Überzeugung, die zu dieser wie zu jeder großen Institution gehört, 

für den Glauben an das Parlament, den es tatsächlich einmal 

gegeben hat und den man heute nicht mehr findet. 

In der Geschichte der politischen Ideen gibt es Epochen großer 
Impulse und Zeiten der Windstille eines ideenlosen status quo. 
So ist die Epoche der Monarchie zu Ende, wenn der Sinn für das 

Prinzip des Königtums, für die Ehre, verloren geht, wenn Bürger­

könige erscheinen, die statt ihrer Weihe und ihrer Ehre ihre Brauch­

barkeit und Nützlichkeit zu beweisen suchen. Der äußere Apparat 
monarchischer Einrichtungen kann dann noch lange stehen bleiben. 

Trotzdem hat die Stunde der Monarchie geschlagen. Die Über­

zeugungen, die eigentümlich zu dieser und keiner anderen In­

stitution gehören, erscheinen dann veraltet; an praktischen Recht­

fertigungen wird es nicht fehlen, aber es ist nur Tatfrage, ob 

Menschen oder Organisationen auftreten, die sich als tatsächlich 

ebenso brauchbar oder noch brauchbarer erweisen wie die Könige 

und durch dieses einfache Faktum die Monarchie beseitigen. Ähnlich 
verhält es sich mit den „sozial-technischen" Rechtfertigungen des 

Parlaments. Wird das Parlament aus einer Institution von evidenter 
Wahrheit zu einem bloß praktisch-technischen Mittel, so braucht 

nur in irgendeinem Verfahren, nicht einmal notwendigerweise durch 

eine offen sich exponierende Diktatur, via facti gezeigt zu werden, 

daß es auch anders geht, und das Parlament ist dann erledigt • 

• • 
• 

Der Glaube an den Parlamentarismus, an ein government by 
discussion, gehört in die Gedankenwelt des Liberalismus. Er gehört 
nicht zur Demokratie. Beides, Liberalismus und Demokratie, muß 

voneinander getrennt werden, damit das heterogen zusammen­
gesetzte Gebilde erkannt wird, das die moderne Massendemokratie 

ausmacht. 

Jede wirkliche Demokratie beruht darauf, daß nicht nur Gleiches 
gleich, sondern, mit unvermeidlicher Konsequenz, das Nicht-
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gleiche nicht gleich behandelt wird. Zur Demokratie gehört also 
notwendig erstens Homogenität und zweitens - nötigenfalls -
die Ausscheidung oder Vernichtung des Heterogenen. Zur Illu­
strierung dieses Satzes sei mit einem Wort an zwei verschiedene 
Beispiele moderner Demokratien erinnert: an die heutige Türkei 
mit ihrer radikalen Aussiedlung der Griechen und ihrer rücksichts­
losen Türkisierung des Landes - und an das australische Gemein­
wesen, das durch Einwanderungsgesetzgebung unerwünschten 
Zuzug fernhält und, wie andere Dominions, nur solche Einwanderer 
zuläßt, die dem right type of settler entsprechen. Die politische Kraft 
einer Demokratie zeigt sich darin, daß sie das Fremde und Ungleiche, 
die Homogenität Bedrohende zu beseitigen oder fernzuhalten weiß. 
Bei der Frage der Gleichheit handelt es sich nämlich nicht um ab­
strakte, logischarithmetische Spielereien, sondern um die S u b s t a n z  
d e r  G l e i c hh e it. s·e kann in bestimmten physischen und morali­
schen Qualitäten gefunden werden, z. B. in der staatsbürgerlichen 
Tüchtigkeit, der �pcTij - die klassische Demokratie der virtus 
(vertu). In der Demokratie englischer Sektierer des 17. Jahrhunderts 
gründet sie sich auf die Übereinstimmung religiöser Überzeugungen. 
Seit dem 19. Jahrhundert besteht sie vor allem in der Zugehörig­
keit zu einer bestimmten Nation, in der nationalen Homogenität1• 
Immer ist die Gleichheit nur solange politisch interessant und 
wertvoll, als sie eine Substanz hat und deshalb wenigstens die 
Möglichkeit und das Risiko einer Ungleichheit besteht. Es gibt 
vielleicht einzelne Beispiele für den idyllischen Fall, daß ein 
Gemeinwesen sich in jeder Beziehung selbst genügt, daß gleich­
zeitig jeder seiner Bewohner ebenfalls diese glückliche Autarkie 
besitzt und jeder jedem andern physisch, psychisch, moralisch 
und ökonomisch so ähnlich ist, daß eine Homogenität ohne 
Heterogenität vorliegt, was in primitiven Bauerndemokratien oder 
Kolonistenstaaten eine Zeitlang möglich sein könnte. Im übrigen 

1 Die zur Demokratie gehörige politische Substanz kann wohl nicht 
im bloß Ökonomischen liegen. Aus der ökonomischen Gleichheit folgt noch 
keine politische Homogenität; wohl können - negativ - große ökonomische 
Ungleichheiten eine sonst bestehende politische Homogenität aufheben oder 
gefährden. Die weitere Ausführung dieser Thesen gehört in einen anderen 
Zusammenhang. 
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muß man sagen, daß eine Demokratie - weil zur Gleichheit 
immer auch eine Ungleichheit gehört - einen Teil der vom Staate 
beherrschten Bevölkerung ausschließen kann, ohne aufzuhören, 
Demokratie zu sein, daß sogar im allgemeinen bisher zu einer 
Demokratie immer auch Sklaven gehörten oder Menschen, die in 
irgendeiner Form ganz oder halb entrechtet und von der Aus­
übung der politischen Gewalt ferngehalten waren, mögen sie nun 
Barbaren, Unzivilisierte, Atheisten, Aristokraten oder Gegen­
revolutionäre heißen. Weder in der athenischen Stadtdemokratie 
noch im englischen Weltreich sind alle Bewohner des Staats­
gebietes politisch gleichberechtigt. Von den über 400 Millionen 
Bewohnern des englischen Weltreiches sind über 300 Millionen 
nicht englische Bürger. Wenn von englischer Demokratie, „all­
gemeinem" Wahl- oder Stimmrecht und „allgemeiner" Gleich­
heit die Rede ist, so werden diese Hunderte von Millionen in der 
englischen Demokratie ebenso selbstverständlich ignoriert wie die 
Sklaven in der athenischen Demokratie. Der moderne Imperialis­
mus hat zahlreiche neue, der wirtschaftlichen und technischen 
Entwicklung entsprechende Herrschaftsformen herausgebildet, die 
sich in demselben Maße ausdehnen, wie sich innerhalb des Mutter­
landes die Demokratie entwickelt. Kolonien, Protektorate, Mandate, 
Interventionsverträge und ähnliche Formen der Abhängigkeit er­
möglichen es heute einer Demokratie, eine heterogene Bevölkerung 
zu beherrschen, ohne sie zu Staatsbürgern zu machen, sie von dem 
demokratischen Staate abhängig zu machen und doch gleichzeitig 
von diesem Staate fernzuhalten. Das ist der politische und staats­
theoretische Sinn der schönen Formel: die Kolonien sind staats­
rechtlich Ausland, völkerrechtlich Inland. Der „weltläufige Sprach­
gebrauch", d. h. der Sprachgebrauch der angelsächsischen Welt­
presse, dem R. Thema sich unterwirft und den er sogar für eine 
staatstheoretische Definition als maßgebend anerkennt, läßt das 
alles unbeachtet. Für ihn ist angeblich jeder Staat, in welchem 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht „zum Fundament des 
Ganzen" gemacht ist, eine Demokratie. Beruht etwa das englische 
Weltreich auf dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht aller seiner 
Bewohner? Auf diesem Fundament könnte es keine Woche bestehen; 
die Farbigen würden mit ungeheurer Mehrheit die Weißen über-
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stimmen. Trotzdem ist das englische Weltreich eine Demokratie. 
Ähnlich verhält es sich mit Frankreich und anderen Mächten. 

Das allgemeine und gleiche Wahl- und Stimmrecht ist ver­
nünftigerweise nur die Folge der substanziellen Gleichheit inner­
halb des Kreises der Gleichen und geht nicht weiter als diese 
Gleichheit. Ein solches gleiches Recht hat einen guten Sinn, wo 
Homogenität besteht. Die Art Allgemeinheit des Wahlrechts aber, 
die der „weltläufige Sprachgebrauch" meint, bedeutet etwas 
anderes: jeder erwachsene Mensch, bloß als Mensch, soll eo ipso 
jedem andern Menschen politisch gleichberechtigt sein. Das ist 
ein liberaler, kein demokratischer Gedanke; er setzt eine Mensch­
heitsdemokratie an die Stelle der bisher bestehenden, auf der Vor­
stellung substanzieller Gleichheit und Homogenität beruhenden 
Demokratie. Heute herrscht auf der Erde keineswegs diese all­
gemeine Menschheitsdemokratie. Von allem andern abgesehen 
schon deshalb nicht, weil die Erde in Staaten, und zwar meistens 
sogar national homogene Staaten, geteilt ist, die innerhalb ihrer 
selbst auf der Grundlage nationaler Homogenität eine Demokratie 
zu verwirklichen suchen, im übrigen aber keineswegs jeden 
Menschen als gleichberechtigten Bürger behandeln 1• Auch der 
demokratischste Staat, sagen wir die Vereinigten Staaten von 
Amerika, ist weit davon entfernt, Fremde an seiner Macht oder 
seinem Reichtum beteiligen zu lassen. Bisher hat es noch keine 
Demokratie gegeben, die den Begriff des Fremden nicht gekannt 
und die Gleichheit aller Menschen verwirklicht hätte. Wollte man 

aber mit einer Menschheitsdemokratie Ernst machen und wirklich 
jeden Menschen jedem andern politisch gleichstellen, so wäre 
das eine Gleichheit, an der jeder Mensch kraft Geburt oder Lebens­
alters ohne weiteres teilnähme. Dadurch hätte man die Gleichheit 
ihres Wertes und ihrer Substanz beraubt, weil man ihr den spezi­
fischen Sinn genommen hätte, den sie als p o l i t i s c h e  Gleichheit, 
ö k o n o m i s c h e  Gleichheit usw. kurz als Gleichheit eines be-

1 Insofern besteht ein „Pluralismus", und der soiiale Pluralismus, 
in den nach der Prognose von M. J. Bonn, Die Krisis der europäischen 
Demokratie, 1925, die heutige, angebliche Menschheitsdemokratie sich 
auflösen wird, ist in anderer, wirksamerer Form längst vorhanden und 
immer vorhanden gewesen. 
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stimmten Gebietes hat. Jedes Gebiet hat nämlich seine spezifischen 
Gleichheiten und Ungleichheiten. So sehr es ein Unrecht wäre, 
die mens€hliche Würde jedes einzelnen Menschen zu mißachten, 
so wäre es doch eine unverantwortliche, zu den schlimmsten Form­
losigkeiten und daher zu noch schlimmerem Unrecht führende 
Torheit, die spezifischen Besonderheiten der verschiedenen Gebiete 
zu verkennen. Im Bereich des Politischen stehen sich die Menschen 
nicht abstrakt als Menschen, sondern als p o l i t i s c h  interessierte 
und p o l i t i s c h  determinierte Menschen gegenüber, als Staats­
bürger, Regierende oder Regierte, politische Verbündete oder 
Gegner, also jedenfalls in politischen Kategorien. In der Sphäre 
des Politischen kann man nicht vom Politischen abstrahieren und 
nur die allgemeine Menschengleichheit übrig lassen; ebenso wie 
im Bereich des Ökonomischen nicht Menschen schlechthin, sondern 
Menschen als Produzenten, Konsumenten usw., d. h. nur in 
spezifisch ökonomischen Kategorien begriffen werden. 

Eine absolute Menschengleichheit wäre also eine Gleichheit, 
die sich ohne Risiko von selbst versteht, eine Gleichheit ohne das 
notwendige Korrelat der Ungleichheit und infolgedessen eine 
begrifflich und praktisch nichtssagende, gleichgültige Gleichheit. 
Nun gibt es zwar nirgends eine solche absolute Gleichheit, solange, 
wie oben erwähnt, die verschiedenen Staaten der Erde ihre Staats­
bürger von andern Menschen politisch unterscheiden und eine 
politisch abhängige, aber aus irgendwelchen Gründen unerwünschte 
Bevölkerung von sich fernzuhalten wissen, indem sie eine völker­
rechtliche Abhängigkeit mit einer staatsrechtlichen Fremdheit ver­
binden. Dagegen scheint wenigstens i n n e r h a l b  der verschiedenen 
modernen demokratischen Staaten eine allgemeine Menschen­
gleichheit durchgeführt zu sein, zwar keine absolute Gleichheit 
aller Menschen, weil selbstverständlich die Fremden, die Nicht­
staatsangehörigen, ausgeschlo�n bleiben, aber doch, innerhalb des 
Kreises der Staatsangehörigen, eine relativ weitgehende Menschen­
gleichheit. Es ist aber zu beachten, daß in diesem Fall die nationale 
Homogenität meistens um so stärker betont und die relativ all­
gemeine Menschengleichheit innerhalb des Staates durch den ent­
schiedenen Ausschluß aller nicht zum Staate gehörigen, außerhalb 
des Staates verbleibenden Menschen wieder aufgehoben wird. 

2 C Schnutt, Parlamentansmus 
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Wo das nicht der Fall ist, wo ein Staat ohne Rücksicht auf die 
nationale oder andere Arten der Homogenität die allgemeine 
Menschengleichheit auf politischem Gebiete durchführen wollte, 
würde er der Konsequenz nicht entgehen können, daB er die 
politische Gleichheit in demselben Maße entwertet, wie er sie 
der absoluten Menschengleichheit annähert. Und nicht nur das. 
Es würde auch, ebenfalls in demselben Maße wie vorhin, das 
Gebiet selbst, also die Politik selbst, entwertet und etwas Gleich­
gültiges werden. Man hätte nicht nur die politische Gleichheit 
ihrer Substanz beraubt und für den einzelnen Gleichen wertlos 
gemacht, auch die Politik wäre in dem Maße wesenlos geworden, 
als für ihr Gebiet mit solchen wesenlosen Gleichheiten Ernst 
gemacht ist. Die Gleichgültigkeit erfaßt auch die Angelegenheiten, 
die mit den Methoden einer substanzlosen Gleichheit behandelt 
werden. Die substanziellen Ungleichheiten würden keineswegs aus 
der Welt und aus dem Staat verschwinden, sondern sich auf ein 
anderes Gebiet, etwa vom Politischen ins Wirtschaftliche zurück­
ziehen und diesem Gebiet eine neue, unverhältnismäßig starke, 
überlegene Bedeutung geben. Bei politischer Scheingleichheit muß 
ein anderes Gebiet, auf welchem die substanziellen Ungleichheiten 
sich dann durchsetzen, heute also z. B. das Ökonomische, die 
Politik beherrschen. Das ist ganz unvermeidlich und für eine 
staatstheoretische Betrachtung der wahre Grund der vielbeklagten 
Herrschaft des ökonomischen über Staat und Politik. Wo eine 
gleichgültige, ohne das Korrelat einer Ungleichheit gedachte 
Gleichheit ein Gebiet menschlichen Lebens tatsächlich erfaßt, 
verliert auch dieses Gebiet selbst seine Substanz und tritt in den 
Schatten eines andern Gebietes, auf welchem dann die Ungleich­
heiten mit rücksichtsloser Kraft zur Geltung kommen. 

Die Gleichheit aller Menschen als Menschen ist nicht Demo­
kratie sondern eine bestimmte Art Liberalismus, nicht Staats­
form sondern individualistisch-humanitäre Moral und Welt­
anschauung 1. Auf der unklaren Verbindung beider beruht die 

1 Diese Unterscheidung hat ein sehr beachtenswerter Aufsat% von Werner 
Beck e r  in der Zeitschrift „Schildgenossen", September 1925, gut aus­
geführt; die Arbeit beruht auf einem in meinem politischen Seminar, 
Sommersemester 1925, gehaltenen ausgezeichneten Referat. Der Aufsatz 



Vorbemerkung 19 

moderne Massendemokratie. Trotz aller Beschäftigung mit Rousseau 
und trotz der richtigen Erkenntnis, daß Rousseau am Anfang der 
modernen Demokratie steht, scheint man noch nicht bemerkt zu 
haben, daß schon die Staatskonstruktion des Contrat social diese 
beiden verschiedenen Elemente inkohärent nebeneinander enthält. 
Die Fassade ist liberal: Begründung der Rechtmäßigkeit des 
Staates auf freien Vertrag. Aber im weitem Verlauf der Dar­
stellung und bei der Entwicklung des wesentlichen Begriffes, der 
volonte generale, zeigt sich, daß der wahre Staat nach Rousseau 
nur existiert, wo das Volk so homogen ist, daß im wesentlichen 
Einstimmigkeit herrscht. Es darf nach dem Contrat social im 
Staate keine Parteien geben, keine Sonderinteressen, keine religiösen 
Verschiedenheiten, nichts, was die Menschen trennt, nicht einmal 
ein Finanzwesen. Der von bedeutenden Nationalökonomen wie 
Alfred W e b e r  1 und Carl B r i nk m a n  n 2 bewunderte Philosoph 
der modernen Demokratie sagt in allem Ernst: Finanz ist etwas 
für Sklaven, ein mot d'esclave (Buch III, Kap. 15 Abs. 2), wobei 
zu beachten ist, daß für Rousseau das Wort „Sklave" die ganze 
folgenreiche Bedeutung hat, die ihm in der demokratischen Staats­
konstruktion zukommt; es bezeichnet den nicht zum Volk Ge­
hörigen, den Nicht-Gleichen, den Nicht-Citoyen, dem es nichts 
nützt, daß er in abslraclo „Mensch" ist, den Heterogenen, der an 
der allgemeinen Homogenität nicht teilnimmt und deshalb mit 
Recht ausgeschlossen wird. Die Einmütigkeit muß nach Rousseau 
soweit gehen, daß die Gesetze sans discussion zustande kommen. 
Sogar Richter und Partei müssen dasselbe wollen (Buch II, Kap. 4 
Abs. 7), wobei nicht einmal gefragt wird, welche von den beiden 
Parteien, ob Kläger oder Beklagter dasselbe will; kurz, in der bis 
zur Identität gesteigerten Homogenität versteht sich alles von 
selbst. Wenn aber Einmütigkeit und Übereinstimmung aller Willen 
mit allen wirklich so groß ist, wozu braucht dann noch ein 
Vertrag geschlossen oder auch nur konstruiert zu werden? Der 

von H. Hefele, „Hochland", November 1924, betont ebenfalls einen 
Gegensatz von Liberalismus und Demokratie. Doch halte ich sowohl Becker 
wie Hefele gegenüber an der Definition der Demokratie als einer Identität 
von Regierenden und Regierten fest. 

2• 

1 Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa, Stuttgart 1925. 
2 Archiv für Sozialwissenschaften, August 19i5. Bd. 5·b S. 533. 
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Vertrag setzt doch Verschiedenheit und Gegensätzlichkeit voraus. 
Die Einmütigkeit ist ebenso wie die volonte generale entweder vor­
handen oder nicht vorhanden, und zwar, wie Alfred W e b e r  
treffend gesehen hat, n a t u r h a f t  vorhanden. Wo sie besteht, ist 
wegen ihrer Naturhaftigkeit der Vertrag sinnlos; wo sie nicht be­
steht, nützt kein Vertrag. Der Geclanke des freien Vertrages aller 
mit allen kommt aus einer ganz andern, gegensätzliche Interessen, 
Verschiedenheiten und Egoismen voraussetzenden Gedankenwelt, 
aus dem Liberalismus. Die volonte generale wie Rousseau sie 
konstruiert ist in Wahrheit Homogenität. Das ist wirklich kon­
sequente Demokratie. Nach dem Contra/ social beruht also der 
Staat, trotz des Titels und trotz der einleitenden Vertrags­
konstruktion, nicht auf Kontrakt sondern wesentlich auf Homo­
genität. Aus ihr ergibt sich die demokratische Identität von 
Regierenden und Regierten. 

Auch die Staatstheorie des Contra/ social enthält einen Beweis 
dafür, daß man die Demokratie richtigerweise als Identität von 
Regierenden und Regierten definiert. Diese in meiner Schrift 
„Politische Theologie" (1922) und in der Abhandlung über den 
Parlamentarismus vorgeschlagene Definition ist, soweit sie be­
merkt wurde, teils abgelehnt, teils abgeschrieben worden. Ich möchte 
daher noch erwähnen, daß sie zwar in ihrer Anwendung auf die 
heutigen Staatstheorien und in ihrer Erweiterung zu einer Reihe 
von Identitäten neu ist, im übrigen aber einer alten, man kann 
sagen klassischen und aus diesem Grunde wohl nicht mehr be­
kannten Überlieferung entspricht. Wegen ihres Hinweises auf 
interessante, heute besonders aktuelle staatsrechtliche Konsequenzen 
mag hier die Formulierung von P u f e n d o r f  (De jure Naturae et 
Gentium, 1672, Buch VII, Kapitel VI, § 8) zitiert werden: in 
der ·Demokratie, wo derjenige, der befiehlt und derjenige, der 
g�horcht derselbe ist, kann der Souverän, d. h. die aus allen 
Bürgern bestehende Versammlung, beliebig Gesetze und Ver­
fassung ändern; in einer Monarchie oder Aristokratie - ubi alii 
sunt qui imperant, alii quibus imperatur - ist nach Pufendorfs 
Meinung ein gegenseitiger Vertrag und daher eine Beschränkung 
der Staatsgewalt möglich. 

• * 
* 
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Eine populäre Vorstellung sieht heute den Parlamentarismus 
m der Mitte zwischen Bolschewismus und Fascismus von zwei 
Seiten bedroht. Das ist eine einfache, aber äußerliche Gruppierung. 
Die Schwierigkeiten des parlamentarischen Betriebes und der parla­
mentarischen Einrichtungen erwachsen in Wahrheit aus den Zu­
ständen der modernt:11 Massendemokratie. Diese führt zunächst 
zu einer Krisis der Demokratie selbst, weil mit der allgemeinen 
Menschengleichheit das Problem der zu einer Demokratie not­
wendigen substanziellen Gleichheit und Homogenität nicht gelöst 
werden kann. Sie führt ferner zu einer von der Krisis der Demo­
kratie wohl zu unterscheidenden Krisis des Parlamentarismus. 
Beide Krisen sind heute gleichzeitig aufgetreten und verschärfen 
sich gegenseitig, sind aber begrifflich und tatsächlich verschieden. 
Als Demokratie sucht die moderne Massendemokratie eine Identität 
von Regierenden und Regierten zu verwirklichen und begegnet 
auf diesem Wege dem Parlament als einer nicht mehr begreif­
lichen, veralteten Institution. Wenn mit der demokratischen Iden­
tität Ernst gemacht wird, kann nämlich im Ernstfall keine andere 
verfassungsmäßige Einrichtung vor der alleinigen Maßgeblichkeit 
�es irgendwie geäußerten, unwidersprechlichen Willens des Volkes 
standhalten. Ihm gegenüber hat insbesondere eine auf der Dis­
kussion von unabhängigen Abgeordneten beruhende Institution 
keine selbständige Existenzberechtigung, um so weniger, als der 
Gla:.ibe an die Diskussion nicht demokratischen sondern liberalen 
Ursprungs ist. Man kann heute drei Krisen unterscheiden: die 
K r i s i s  d e r  D e m o k r a t i e  - von ihr spricht M. J. B o n n ,  ohne 
den Gegensatz von liberaler Menschengleichheit und demokratischer 
Homogenität zu beachten; ferner eine K r i s i s  d e s  m o d e r n e n  
S t a a t e s  (Alfred W e b e r) und endlich eine K r i s i s  d e s  P a r l a ­
m e n t a r i s m u s. Die hier in Frage stehende Krisis d es  Parla­
mentarismus beruht darauf, daß Demokratie und Liberalismus 
wohl eine Zeitlang miteinander verbunden sein können, wie auch 
Sozialismus und Demokratie sich verbunden haben, daß aber 
diese Liberal-Demokratie, sobald sie zur Macht gelangt, sich ebenso 
zwischen ihren Elementen entscheiden muß wie die Sozial-Demo­
kratie, die übrigens, weil die moderne Massendemokratie wesent­
lich liberale Elemente enthält, in Wahrheit eine Sozial-Liberal-
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Demokratie ist. In der Demokratie gibt es nur die Gleichheit der 
Gleichen und den Willen derer, die zu den Gleichen gehören. 
Alle andern Institutionen verwandeln sich in wesenlose sozial­
technische Behelfe, die nicht imstande sind, dem irgendwie ge­
äußerten Willen des Volkes einen eigenen Wert und ein eigenes 
Prinzip entgegenzusetzen. Die Krisis des modernen S t a a t e s  beruht 
darauf, daß eine Massen- und Menschheitsdemokratie keine Staats­
form, auch keinen demokratischen Staat zu realisieren vermag. 

Bolschewismus und Fascismus dagegen sind wie jede Diktatur 
zwar antiliberal, aber nicht notwendig antidemokratisch. In der 
Geschichte der Demokratie gibt es manche Diktaturen, Cäsarismen 
und andere Beispiele auffälliger, für die liberalen Traditionen des 
letzten Jahrhunderts ungewöhnlicher Methoden, den Willen des 
Volkes zu bilden und eine Homogenität zu schaffen. Es gehört 
zu den undemokratischen, im 19. Jahrhundert aus der Vermengung 
mit liberalen Grundsätzen entstandenen Vorstellungen, das Volk 
könne seinen Willen nur in der Weise äußern, daß jeder einzelne 
Bürger, in tiefstem Geheimnis und völliger Isoliertheit, also 
ohne aus der Sphäre des Privaten und Unverantwortlichen 
herauszutreten, unter „Schutzvorrichtungen" und „unbeobachtet" 
- wie die deutsche Reichsstimmordnung vorschreibt - seine 
Stimme abgibt, dann jede einzelne Stimme registriert und eine 
arithmetische Mehrheit berechnet wird. Ganz elementare Wahr­
heiten sind dadurch in Vergessenheit geraten und der heutigen 
Staatslehre anscheinend unbekannt. Volk ist ein Begriff des ö f f e n t ­
l i c h e n  Rechts. Volk existiert nur in der Sphäre der P u b l i z i t ä t. 
Die einstimmige Meinung von 100 Millionen Privatleuten ist weder 
Wille des Volkes, noch öffentliche Meinung. Der Wille des Volkes 
kann durch Zuruf, durch acclamatio, durch selbstverständliches, 
unwidersprochenes Dasein ebensogut und noch besser demo­
kratisch geäußert werden als durch den statistischen Apparat, den 
man seit einem halben Jahrhundert mit einer so minutiösen Sorg­
falt ausgebildet hat. Je stärker die Kraft des demokratischen Ge­
fühls, um so sicherer die Erkenntnis, daß Demokratie etwas anderes 
ist als ein Registriersystem geheimer Abstimmungen. Vor einer, 
nicht n ur in technischen, sondern auch im vitalen Sinne u n m i t t e l­
bar e n  Demokratie erscheint das aus liberalen Gedankengängen 
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entstandene Parlament als eine künstliche Maschinerie, während 
diktatorische und zäsaristische Methoden nicht nur von der accla­

matio des Volkes getragen, sondern auch unmittelbare Äußerungen 
demokratischer Substanz und Kraft sein können. 

Auch wenn der Bolschewismus unterdrückt und der Fascismus 
ferngehalten wird, ist deshalb die Krisis des heutigen Parla­
mentarismus nicht im geringsten überwunden. Denn sie ist nicht 
als Folge des Auftretens dieser beiden Gegner entstanden; sie war 
vor ihnen da und würde nach ihnen fortdauern. Sie entspringt 
den Konsequenzen der modernen Massendemokratie und im letzten 
Grunde dem Gegensatz eines von moralischem Pathos getragenen 
liberalen Individualismus und eines von wesentlich politischen 
Idealen beherrschten demokratischen Staatsgefühls. Ein Jahrhundert 
geschichtlicher Verbindungen und gemeinsamen Kampfes gegen 
den fürstlichen Absolutismus hat die Erkenntnis dieses Gegen­
satzes aufgehalten. Heute aber tritt seine Entfaltung täglich stärker 
hervor und läßt sich durch keinen weltläufigen Sprachgebrauch 
mehr verhindern. Es ist der in seiner Tiefe unüberwindliche Gegen­
satz von liberalem Einzelmensch-Bewußtsein und demokratischer 
Homogenität. 
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Einleitung 

S
eitdem es einen Parlamentarismus gibt, hat sich auch eine 
Literatur der Kritik dieses Parlamentarismus entwickelt. Zuerst, 

begreiflicherweise, auf dem Boden von Reaktion und Restauration, 
d. h. bei dem politischen Gegner, der im Kampf mit dem Parlamen­
tarismus unterlegen war. Darauf wurden mit zunehmender prak­
tischer Erfahrung die Mängel der Parteiherrschaft bemerkt und 
hervorgehoben. Endlich kam die Kritik von einer anderen, prinzi­
piellen Seite, vom linken Radikalismu�. So verbinden sich hier 
T endenxen von rechts und links, konservative, syndikalistische 
und anarchistische Argumente, monarchistische, aristokratische und 
demokratische Gesichtspunkte. Die einfachste Zusammenfassung 
der heutigen Situation findet man in einer Rede, die der Senator 
Mosca am 26. November 1922 im italienischen Senat bei der Aus­
sprache über die innere und äußere Politik der Regierung Mussolini 
hielt. Danach bieten sich als Hilfsmittel gegen die Mängel des parla­
mentarischen Systems drei radikale Lösungen an: die sogenannte 
Diktatur des Proletariats; die Rückkehr xu einem mehr oder 
weniger verhüllten Absolutismus einer Bureaukratie (un assolu­
tismo burocratico) ; schließlich eine syndikalistische Herrschafts­
form, d. h. die Ersetxung der individualistischen Repräsentation 
im heutigen Parlament durch eine Organisation der Syndikate. 
Das letxte betrachtete der Redner als die größte Gefahr des 
parlamentarischen Systems, weil der Syndikalismus nicht Lehr­
meinungen und Gefühlen, sondern der wirtschaftlichen Organi­
sation der modernen Gesellschaft entspringe. H. Berthelemy da­
gegen, der sich in der Vorrede zur letzten (zehnten) Auflage seines 
„ T raite de droit administratif" zu der Angelegenheit äußerte, hält 
gerade den Syndikalismus für indiskutabel. Er glaubt, es genüge, 
wenn die Parlamentarier die Gefahr einer Konfusion der Gewalten 
erkennen, ihre Parteienwirtschaft aufgeben und für eine gewisse 
Stabilität der Ministerien sorgen. Im übrigen sieht er sowohl im 
Regionalismus wie im Industrialismus (d. h. der Übertragung von 
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Methoden des Wirtschaftslebens auf die Politik) eine Gefahr für 
den Staat, während er vom Syndikalismus sagt, man könne eine 
Theorie nicht ernst nehmen, die glaube, alles sei in Ordnung, 
„quand l'autorite viendra de ceux-U memes sur lesquels eile 
s'exerce et quand le contröle sera confie � ceux qu'il s'agit preci­
sement de contr6ler". Für den Standpunkt guter bureaukratischer 
Verwaltung ist das sehr richtig; aber was wird dabei aus der demo­
kratischen Lehre, daß alle Autorität der Regierung von den 
Regierten stammt ? 

In Deutschland gab es seit langem eine Tradition berufs­
ständischer Ideen und Tendenzen, der die Kritik am modernen 
Parlamentarismus nichts Neues war. Daneben entstand, besonders 
in den letzten Jahren, eine Literatur, die sich an die alltäglichen, 
namentlich seit 1919 gemachten Erfahrungen hielt. In zahlreichen 
Broschüren und Zeitungsartikeln sind die aufdringlichen Mängel und 
Fehler des parlamentarischen Betriebes hervorgehoben: die Herr­
schaft der Parteien, ihre unsachliche Personalpolitik, die „Regierung 
von Amateuren", fortwährende Regierungskrisen, die Zwecklosigkeit 
und Banalität der Parlamentsreden, das sinkende Niveau der parla­
mentarischen Umgangsformen, die auflösenden Methoden parlamen­
tarischer Obstruktion, der Mißbrauch parlamentarischer Immuni­
täten und Privilegien durch eine radikale, den Parlamentarismus 
selbst verhöhnende Opposition, die würdelose Diätenpraxis, die 
schlechte Besetzung des Hauses. Allmählich verbreitete sich auch 
der Eindruck an sich längst bekannter Beobachtungen: daß das 
Verhältniswahlrecht und sein Listensystem den Zusammenhang 
zwischen Wähler und Abgeordnetem aufhebt, der Fraktionszwang 
ein unentbehrliches Mittel und das sogenannte Repräsentativ­
prinzip (Art. 21 R.V.: ,,Die Abgeordneten sind Vertreter des 
ganzen Volkes; sie sind nur ihrem Gewissen unterworfen und 
an Aufträge nicht gebunden") sinnlos wird; ferner daß die eigent­
liche Tätigkeit nicht in den öffentlichen Verhandlungen des 
Plenums, sondern in Ausschüssen und nicht einmal notwendig 
in parlamentarischen Ausschüssen sich abspielt und wesent­
liche Entscheidungen in geheimen Sitzungen der Fraktionsführer 
oder gar in außerparlamentarischen Kommitees fallen, sodaß 
eine Verschiebung und Aufhebung jeder Verantwortlichkeit ein-
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tritt und auf diese Weise das ganze parlamentarische System 
schließlich nur eine schlechte Fassade vor der Herrschaft von 
Parteien und wirtschaftlichen Interessenten ist1• Dou:u kommt 
die Kritik an der demokratischen Grundlage dieses parlamen­
tarischen Systems, die in der Mitte des 19. Jahrhunderts mehr 
gefühlsmäßig war und aus der alten klassischen Tradition west­
europäischer Bildung, aus der Angst der Gebildeten vor einer 
Herrschaft der ungebildeten Masse entsprang, eine Furcht vor 
der Demokratie, deren typischen Ausdruck man in den Briefen 
von Jacob Burckhardt findet. An ihre Stelle ist seit langem eine 
Untersuchung der Methoden und der Technik getreten, mit denen 

1 Von deutschen Publikationen sind aus der Menge der Aufsätze und 
Broschüren zu nennen: die ideenreichen Schriften von M. J. B o n n ,  Die 
Auflösung des modernen Staates, Berlin 1921, und Die Krisis der euro­
päischen Demokratie, München 1925; K. B eye r l e ,  Parlamentarisches 
System - oder was sonst'?, München 1921; Carl La n d a u e r ,  Sozialismus 
und parlamentarisches System, Arch. f. Sozialwissenschaft, 1922, Bd. 48, 
Heft 3, Die Wege zur Eroberung des demokratischen Staates durch die 
Wirtschaftsleiter, in der Erinnerungsgabe für Max Weber, 1922, Bd. II, 
Die Ideologie des Wirtschaftsparlamentarismus, in der Festgabe für L. Bren­
tano, 1925, Bd. I, S. 153ff.; R. Th o m a, Der Begriff der modernen Demo­
kratie in seinem Verhältnis zum Staatsbegriff, Erinnerungsgabe für Max 
Weber, 1922, Bd. II (duu: Carl S c h m i t t ,  Arch. f. Sozialwissenschaft, 
1924, Bd. 51, Heft 3), Zur Ideologie des Parlamentarismus und der Diktatur, 
Arch. f. Saiialw., 1924, Bd. 53, Heft 1; Hein% M a r r ,  Klasse und Partei 
in der modernen Demokratie, Frankfurter gelehrte Reden und Abhand­
lungen, Heft 1, Frankfurt 1925 (dazu: E. R o s e n b a u m  im Hamburgischen 
Wirtschaftsdienst vom 26. Febr. 1926); Karl Lö w e n s t e i n, Minderheits­
regierung in Großbritannien, München 1925; Hermann P o r t ,  Zweiparteien­
system und Zentrum, „Hochland", Juli 1925; W. Lambach, die ßerr­
schaft der 500, Hamburg 1925; Ernst M ü l l e r-Meiningen, Parlamen­
tarismus, Berlin 1926. - Über die Ansichten von Oswald Spengler der 
übersichtlich zusammenfassende Vortrag von Otto K o e 11 r e u t t  er,  Die 
Staatslehre Oswald Spenglers, Jena 1924. - Aus der umfangreichen 
Literatur zum „berufsständischen" Problem: H e r r f a h r d t ,  Das Problem 
der berufsständischen Vertretung, Berlin 192 I ; Edgar Ta t a r  i n  - Ta rn -
heyd e n , Die Berufsstände, Berlin 1922; derselbe: Kopfzahldemokratie, 
organische Demokratie und Oberhausproblem, in der Zeitschrift für Politik, 
Bd. 15, S. 97ff.; Heim B r a u w e i l e r ,  Berufsstand und Staat, Berlin 1925; 
derselbe: Parlamentarismus und berufsständische Verfassungsreform, Preuß. 
Jahrbücher, Oktober 1925, und die oben erwähnte kritische Abhandlung 
von Carl La n d a u e r. - Über die besonderen Schwierigkeiten des Parla­
mentarismus gegenüber den Problemen moderner Wirtschaft: Göp p e r t, 
Staat und Wirtschaft, Tübingen 1924. 




